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Der vorliegende Beitrag nimmt Online-Vermittlungs- und Dienstleistungsplattformen (nachfolgend 
«OVDP») für Anwälte in den Blick und lenkt den Fokus auf die berufs- und auftragsrechtlichen Vor-
gaben an Anwälte. In einem ersten Schritt wird das Dreiecksverhältnis zwischen Anwalt, Mandant 
und OVDP rechtlich eingeordnet, um anschliessend die Vereinbarkeit der AGB der OVDP mit den 
zwingenden Bestimmungen des Anwaltsrechts, insbesondere dem Vergütungsverbot für die Ver-
mittlung von Anwälten, der Unabhängigkeit des Anwalts und dem Anwaltsgeheimnis zu prüfen.

I. Ausgangslage
Die Digitalisierung zeigt sich nicht nur in der «Vermie-
tung»1 von Wohnraum über Online-Buchungsplattformen, 
wie Airbnb, sondern auch durch die Entstehung von OVDP 
für Anwältinnen und Anwälten2.

Die Ausgestaltungen der OVDP für Anwältinnen sind 
zwar unterschiedlich, die Konzepte sind im Kern jedoch 
gleich: Rechtsuchende können sich online kostenlos regis-
trieren, ihren Rechtsfall schildern und relevante Dokumen-
te auf die Homepage laden. Die Vermittlung der Anwältin 
ist kostenlos, die Beantwortung der Rechtsfrage durch die 
Anwältin3 ist hingegen i. d. R. kostenpflichtig, wobei der 
Kostenvorschuss an die OVDP zu leisten ist.4 In den meis-
ten Fällen verpflichten sich die Anwältinnen ausserdem, 
das jeweilige Mandat ausschliesslich über die Plattform zu 
führen, indem die Plattform als exklusives  Instrument zur 
Interaktion, Zeiterfassung und Rechnung stellung online 
verwendet wird.5

Zu guter Letzt können die Mandanten die Arbeit der 
Anwältin online bewerten.6

Diese Darstellung wird sich an vielen Stellen vorerst 
auf Problematisierungen beschränken müssen, sprich: Sie 
will insbesondere eine Diskussion eröffnen, die allfällig 
bisher unbemerkt gebliebene Probleme solcher OVDP, die 
von der Anwaltschaft in der Praxis zuweilen eher unkri-
tisch begrüsst worden sind, offenlegt.

II. Rechtliche Einordnung des Vertrages
1. Zwischen Anwältin und Vermittlungs- und Dienst-

leistungsplattformen
Die OVDP eröffnen Anwältinnen die Möglichkeit, zusätzli-
che Mandate zu akquirieren. Manche Vermittlungsplatt-
formen stipulieren sodann die Pflicht, die durch die 
 Website akquirierten Mandate ausschliesslich mit deren 
Dienstleistungsprogrammen zu führen, mithin die Zeiter-
fassungs-, Kommunikations- und Rechnungstellungstools 
der Homepage zu verwenden.7

1 In der Lehre ist umstritten, ob es sich um einen Gastaufnahme-
vertrag oder eine Vermietung handelt.

2 Aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit wird nachstehend nur  
die weibliche Form verwendet.

3 Teilweise erfolgt die Beantwortung der Fragen auch nur durch 
Juristinnen oder durch «Fachpersonen» ohne abgeschlossenes 
Jus-Studium, die fast schon ironischerweise in Abgrenzung von 
Rechtsanwältinnen «Experten» genannt werden (vgl. § 5 der AGB 
von SwissAnwalt). Inwiefern sich dies mit den Bestimmungen des 
UWG verträgt, muss an dieser Stelle offenbleiben.

4 Vgl. § 3.1 der AGB von SwissAnwalt; § 3.2 und § 4 Abs. 1 AGB der 
digitalCounsels AG; § 5 AGB der advonaut.ch online Anwaltsver-
mittlung.

5 Vgl. § 2, 3.1 und 3.2 der AGB der digitalCounsels AG.
6 Vgl. https://www.digitalcounsels.com.
7 U. a. die § 2 und 3.4 AGB der digitalCounsels AG.
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 8 Art. 425 Abs. 1 OR; BSK OR I-CATARINA AMMANN, Art. 412 N 18.
 9 Art. 418a Abs. 1 OR; BSK OR I-SUZANNE WETTENSCHWILER, 

Art. 418a N 1.
10 Art. 412 Abs. 1 OR.
11 Art. 412 Abs. 2 OR.
12 BGer 4C.367/2004 vom 22. 3. 2005, E. 5.1.2.
13 BGE 124 III 481, E. 3a; BGE 144 III 43.
14 BSKOR I-ROLF H. WEBER, Vorbemerkungen zu Art. 394–406, N 2.
15 Art. 394 Abs. 2 OR.
16 BSK OR I-ROLF H. WEBER, Art. 394 N 23.
17 BSK OR I-ROLF H. WEBER, Art. 394 N 6–8.
18 § 5 der AGB der Advonaut online Anwaltsvermittlung könnte  

als kostenpflichtige Vermittlung verstanden werden, da für  
jede Beantwortung der Rechtsfrage eine Gebühr von CHF 42.– 
(zzgl. MwSt.) verlangt wird.

19 Z. B. § 2 und 3.2 der AGB von digitalCounsels AG.
20 BGE 124 III 155, E. 2b; BGE 144 III 43.
21 Art. 398 OR; vgl. BGE 134 III 534, E. 3.2.2; BGE 134 I 159, E. 4.4; 

BGE 133 III 121, E. 3.1; BGE 127 III 357, E. 1b.
22 BGE 131 III 268, E. 5.1.2.
23 BGE 144 III 43, E. 3.1.2; BGE 135 III 259, E. 2.2 ff.

Fraglich ist, wie das Vertragsverhältnis zwischen Ver-
mittlungs- bzw. Dienstleistungsplattform und Anwältin 
einzuordnen ist. Zur Diskussion stehen der Kommissions-, 
Agentur-, Mäklervertrag und der einfache Auftrag.

A) Kommissionsvertrag
Ein Kommissionär übt die Funktion eines Vermittlers aus. 
Der Kommissionär schliesst im eigenen Namen Verträge 
ab (Rechtshandlungen). Diese umfassen jedoch nur be-
wegliche Sachen und Wertpapiere.8

B) Agenturvertrag
Der Agent übt seine Vermittlungstätigkeiten ständig und 
für eine gewisse Dauer für einen bestimmten Auftragge-
ber aus. Nicht verlangt wird eine Mindestdauer. So kann 
u. U. Agent sein, wer während einer Saison oder einer 
Messe für den Auftraggeber Geschäfte vermittelt.9

C) Mäklervertrag
Durch den Mäklervertrag erhält der Mäkler den Auftrag, 
gegen Vergütung, Gelegenheit zum Abschluss eines Ver-
trages nachzuweisen (sogenannte Nachweismäkelei) oder 
zum Abschluss eines Vertrages zu vermitteln (sogenannte 
Vermittlungsmäkelei).10 Der Mäklervertrag steht im Allge-
meinen unter den Vorschriften über den einfachen Auf-
trag.11 Der Abschluss des Mäklervertrags obliegt keinen 
Formerfordernissen.12

Der Mäklervertrag muss folgende zwei Merkmale auf-
weisen: Er muss entgeltlich abgeschlossen werden, und 
die vom Mäkler geleisteten Dienste müssen den Abschluss 
eines Vertrages bezwecken, was auch immer deren Natur 
sein mag.13

D) Einfacher Auftrag
Angesichts seiner vielseitigen Verwendungsmöglichkei-
ten ist der einfache Auftrag der Mustervertrag für die Ge-
schäftsführung im fremden Interesse, d. h. die treuhände-
rische Tätigkeit für einen anderen.14 Das Auftragsrecht ist 
sodann auf alle Geschäftsführungsverhältnisse anzuwen-
den, die nicht einem gesetzlichen Sondertypus unterlie-
gen.15 Dies bedeutet jedoch nicht, dass gemischte Verträ-
ge mit Auftragselementen oder Arbeitsleistungsverträge 
sui generis unzulässig wären.16 Eine konkretisierende Cha-
rakterleistung (einzelne Angelegenheit oder eine Vielzahl 
von Tätigkeiten) ist angesichts der Flexibilität der Auf-
tragstypen nur schwer möglich. Der offene Gesetzestext 
lässt somit eine Vielzahl von Arbeitsleistungen zu.17

E) Abgrenzung
So weit ersichtlich, haben sich bisher weder das Bundes-
gericht noch die Lehre zur Vertragsqualifikation der OVDP 
für Anwältinnen geäussert.

Mit Blick auf die vorhergehenden Ausführungen las-
sen sich der Agentur- und Kommissionsvertrag von vor-
herein ausschliessen, da der Kommissionär im eigenen 
Namen Verträge abschliesst und der Agent zumindest für 
eine gewisse Dauer für einen bestimmten Auftraggeber 
tätig sein muss.

Schwieriger ist die Abgrenzung zwischen Mäklerver-
trag und einfachem Auftrag, da die Onlinevermittlung 
neben der Akquisition neuer Mandate typenfremde Ne-
benleistungen enthalten kann. Sofern die Vermittlung kos-
tenpflichtig angeboten wird18, ist von einem Mäklervertrag 
auszugehen. Erfolgt die Vermittlung hingegen unentgelt-
lich, wobei ein Nutzungsobligatorium für die Kommunika-
tions-, Rechnungs-, Streitbeilegungs- und Zahlungsdiens-
te stipuliert wird,19 steht die Einordnung des Vertrages als 
Mäklervertrag oder einfacher Auftrag zur Diskussion, 
wobei zwei Abgrenzungskriterien vorgeschlagen werden. 
Diskutiert werden erstens die Hauptleistung der Vermitt-
lungs- und Dienstleistungsplattformen und zweitens die 
Einordnung aufgrund des (Erfolgs-)Honorars.

a. Hauptleistung
Vorliegend sind die vertraglich vereinbarten Tätigkeiten 
für die Abgrenzung des einfachen Auftrags vom Mäkler-
vertrag beachtlich. Umfassen diese nicht nur den Nach-
weis einer Gelegenheit zum Vertragsschluss, sondern die 
Vermittlung, so sprechen Tätigkeiten, die über die Ver-
mittlung hinausreichen oder dafür nicht erforderlich sind, 
wie namentlich die Beratung, für das Überwiegen auf-
tragsrechtlicher Elemente.20

b. Erfolgsgewährleistung
Der einfache Auftrag unterscheidet sich denn auch vom 
Mäklervertrag dadurch, dass der Beauftragte ein Tätig-
werden im Interesse des Auftraggebers schuldet, dieses 
i. d. R. auch erfolgsgerichtet ist, den Erfolg jedoch nicht 
mitumfasst. Der Beauftragte hat nur für kunstgerechtes 
Tätigwerden Gewähr zu leisten.21 Das vereinbarte oder üb-
liche Honorar ist im Rahmen eines einfachen Auftrags 
grundsätzlich unabhängig vom Erfolg der Tätigkeit ge-
schuldet22, wobei dem Erfolg bei der Bemessung des 
 Honorars immerhin auch im Rahmen eines einfachen Auf-
trags Rechnung getragen werden kann.23

http://www.admin.ch/ch/d/sr/220/a425.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/220/a418a.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/220/a412.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/220/a412.html
http://jumpcgi.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=22.03.2005_4C.367/2004
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=124-III-481&lang=de&zoom=OUT&system=clir
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=144-III-43&lang=de&zoom=OUT&system=clir
http://www.admin.ch/ch/d/sr/220/a394.html
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=124-III-155&lang=de&zoom=OUT&system=clir
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=144-III-43&lang=de&zoom=OUT&system=clir
http://www.admin.ch/ch/d/sr/220/a398.html
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=134-III-534&lang=de&zoom=OUT&system=clir
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=134-I-159&lang=de&zoom=OUT&system=clir
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=133-III-121&lang=de&zoom=OUT&system=clir
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=127-III-357&lang=de&zoom=OUT&system=clir
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=131-III-268&lang=de&zoom=OUT&system=clir
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=144-III-43&lang=de&zoom=OUT&system=clir
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=135-III-259&lang=de&zoom=OUT&system=clir
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24 Inwiefern sich diese Bestimmung mit dem Verbot für Vermitt-
lungsprovisionen für Anwältinnen verträgt, wird nachfolgend in 
Ziff. III .3 bewertet.

25 Gemischte Verträge enthalten schwergewichtig Tatbestandsmerk-
male von Nominatverträgen. Entscheidend ist dabei die Vertrags-
einheit: Die Leistungen der einzelnen Vertragstypen stehen 
zueinander in Verbindung und sind gemeinsam geschuldet.

26 BGE 124 III 155, E. 2b; BGE 144 III 43.
27 Art. 412 Abs. 1 OR.
28 CLAIRE HUGUENIN/FRIDOLIN HUNOLD, Qualifikation der Ver-

träge mit Online-Partnervermittlern, in: Private Law – national – 
global – comparative, Festschrift für Ingeborg Schwenzer zum 
60. Geburtstag, Band I, hrsg. von A. Büchler/M. Müller-Chen,  
Bern 2011, S. 827 ff., 844 f., zur Qualifikation von Online-Partner-
vermittlungsverträgen als Auftrag zur Ehe- oder zur Partner-
schaftsvermittlung i. S. v. Art. 406a ff. OR.

29 WALTER FELLMANN, Anwaltsrecht, 2. Auflage, Bern 2017, N 1139.
30 Art. 1 Abs. 1 OR.
31 FELLMANN (FN 29), N 1148.
32 Art. 395 OR.
33 FELLMANN (FN 29), N 1154.
34 HANS NATER, Die Anwältin und der Anwalt als Dienstleistende mit 

Rechtsstaatfunktion, in: BENJAMIN SCHINDLER/PATRICK SUTTER 
(Hrsg.), Akteure der Gerichtsbarkeit, Zürich/St. Gallen 2008, 
S. 175 ff.; RENÉ PAHUD DE MORTAGNES/ALAIN PRÊTRE, 
Anwaltsgeschichte in der Schweiz, Zürich 1998, S. 41 ff.

35 PATRICK SUTTER, Die Erosion des Anwaltsgeheimnisses: Die Ent-
siegelungspraxis des Bundesgerichts als Spiegel des Wandels des 
Anwaltsberufs?, Anwaltsrevue 6/7/2018, S. 293 ff., insbes. S. 295.

36 Eine liberale Rechtsordnung zeichnet sich deshalb nicht durch die 
Absenz von möglichst vielen Rechtssätzen aus, sondern dadurch, 
dass Rechtssätze dort geschaffen werden, wo und wie sie zur op-
timalen Gewährleistung der Freiheiten notwendig sind (PATRICK 
SUTTER, Schulterschluss der Akteure im Verfahrensrecht, insbe-
sondere im Verwaltungsverfahrensrecht, Anwaltsrevue 1/2018, 
S. 10 ff.).

F) Zwischenfazit
In Anbetracht der vorgeschlagenen Kriterien zur Abgren-
zung des einfachen Auftrags zum Mäklervertrag ist fest-
zustellen, dass bei der Qualifikation des Online-Vermitt-
lungs- und Dienstleistungsvertrages für Anwältinnen auf 
den Regelungsschwerpunkt und das (Erfolgs-)Honorar 
abzustellen ist.

G) Qualifikation als Mäklervertrag
Die Dienstleistungen der OVDP umfassen vorliegend zwei 
verschiedene Leistungen, die jedoch miteinander in Ver-
bindung stehen: Einerseits werden Mandate kostenlos ver-
mittelt, andererseits wird nach erfolgreicher Vermittlung 
i. d. R. ein kostenpflichtiges Obligatorium für die Nutzung 
zusätzlicher Dienstleistungen stipuliert.24 Es handelt sich 
somit um einen gemischten Vertrag25, der Elemente des 
einfachen Auftrags und des Mäklervertrags enthält.

Unseres Erachtens ist der Vertragsschwerpunkt die 
Vermittlung neuer Mandate, die vermeintlich kostenlos 
 erfolgen. Indem die Website jedoch als exklusives Instru-
ment zur Bewirtschaftung des Mandats verwendet wer-
den muss, kann nicht mehr von Kostenlosigkeit ausge-
gangen werden. Die Servicegebühren sind somit direkte 
Folge der Mandatsakquise. Die Dienstleistungen der Web-
site gehen somit über das hinaus, was erwartet werden 
muss, weshalb von einem Mäklervertrag auszugehen ist.26 
Auch der Umstand, dass eine Servicegebühr erst geschul-
det ist, wenn die Vermittlung stattgefunden hat und die 
Rechtsberatungen beginnen, mithin der Erfolg eingetre-
ten ist, spricht für den Mäklervertrag und gegen den einfa-
chen Auftrag. Die entsprechende Tätigkeit ist damit als 
Mäkelei nach Art. 412 ff. OR zu qualifizieren.27

Der Umstand, dass sich die Tätigkeiten der Vermitt-
lungs- und Dienstleistungsplattformen online abspielen 
und weitgehend automatisiert sind, darf im Lichte der 
 Digitalisierung nicht gegen eine solche Qualifikation spre-
chen.28

2. Zwischen Rechtssuchenden und Vermittlungs-  
und Dienstleistungsplattformen

Mit Blick auf die vorhergehenden Ausführungen ist fest-
zuhalten, dass sowohl der einfache Auftrag als auch der 
Mäklervertrag Anwendung finden könnte. Im vorliegen-
den Beitrag kann die Frage nach der Rechtsnatur indessen 
offenbleiben, da sie für die Pflichten der Anwältin gegen-
über den Klienten eine untergeordnete Rolle spielt.

3. Zwischen Rechtssuchenden und Anwältin
Der gesamte forensische und nicht forensische Bereich 
zwischen der Anwältin und ihrem Klienten unterstehen 
dem Auftragsrecht.29 Der Anwaltsvertrag kommt durch 
den Austausch übereinstimmender Willenserklärungen 
zustande,30 eine besondere Form ist nicht notwendig.31 
Ein nicht sofort abgelehnter Auftrag gilt sodann als ange-
nommen, wenn er sich auf Geschäfte bezieht, die der Be-
auftragte «kraft obrigkeitlicher Bestellung oder gewerbs-
mässig betreibt oder zu deren Besorgung er sich öffentlich 
empfohlen hat.»32 Der Anwaltsvertrag wird in der Regel 

sowohl die Tatbestandsvoraussetzungen des «gewerbs-
mässigen Betreibens» wie auch der «öffentlichen Empfeh-
lung» erfüllen, was bedeutet, dass der Klient keine aus-
drückliche Annahme erwarten muss. Stellt ein Klient einer 
Anwältin per Post oder per E-Mail den Antrag auf Über-
nahme des Mandates zu, gilt die von ihm ausgehende Of-
ferte zum Abschluss eines Auftragsvertrages als ange-
nommen, wenn die Anwältin das Mandat nicht ausdrücklich 
ablehnt.33

III. Berufspflichten der Anwältin

1. Der Anwaltsberuf im Wandel der Zeit
Seit der Entstehung des Anwaltsberufs hat sich die Rolle 
und Funktion der Anwälte als Folge der gesellschaftspoli-
tischen, politischen und wirtschaftlichen Veränderungen 
vom Ehrenamt zum modernen Dienstleistungsberuf ent-
wickelt,34 was zuweilen Rechtsfolgen für den Anwaltsbe-
ruf zeitigt, die die besondere Stellung und Aufgabe des 
Standes infrage stellen können.35 Nach wie vor ist es aber 
die genuine anwaltliche Tätigkeit, neben derjenigen der 
Akteure an den Gerichten und in der Strafverfolgung, sich 
mit der Vermittlung und der Durchsetzung des Rechts zu 
befassen, womit sie die Grundlage für das Funktionieren 
der Gesellschaft legen.36 Der Zugang zum Recht erfor-
dert deshalb das Zusammenspiel von unabhängigen An-

http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=124-III-155&lang=de&zoom=OUT&system=clir
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=144-III-43&lang=de&zoom=OUT&system=clir
http://www.admin.ch/ch/d/sr/220/a406a.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/220/a395.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/220/a412.html
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37 SERGIO GIACOMINI, Schulterschluss der Akteure der Gerichts-
barkeit: Eine unabdingbare Voraussetzung für die Beförderung 
des Guten auf der Welt, in: Anwaltsrevue 8/2016, S. 311 ff.

38 Pra 90/2001 Nr. 141 S. 835, E. 4c S. 842; BGE 130 II 87, E. 4.2.
39 Art. 12 Abs. 1 lit. a BGFA.
40 Art. 23 Standesregeln des Schweizerischen Anwaltsverbandes 

(nachfolgend: Standesregeln SAV).
41 WALTER FELLMANN, in: FELLMANN/ZINDEL, Kommentar zum 

Anwaltsgesetz, Zürich 2011, § 12 N 20; FRANÇOIS BOHNET/
VINCENT MARTENENT, Droit de la profession d’avocat, Bern 2009, 
N 1176; Art. 22 der Standesregeln SAV.

42 Vgl. § 5 Abs. 1 der AGB von Advonaut.ch.
43 Vgl. § 2 und 3.1 der AGB der digitalCounsels AG.
44 Vgl. § 4 Abs. 3 der AGB der digitalCounsels AG.
45 Vgl. § 4 Abs. 1 der AGB der digitalCounsels AG.
46 «digitalCounsels erhebt keine Vermittlungsgebühr. Wir vermitteln 

keine Kunden an Anwälte und sichern Anwälten keine Aufträge 
zu» (§ 3.2 der AGB der digitalCounsels AG).

47 Art. 12 lit. a BGFA und Art. 1 und 22 der Standesregeln SAV; 
FELLMANN (FN 41), § 12 N 20.

wältinnen, unabhängigen Richterinnen und unabhängigen 
Staats anwältinnen.37

2. Berufspflichten
Gemäss Grundsatzurteil des Bundesgerichts haben An-
wältinnen im Wesentlichen drei Berufspflichten: Der Man-
dant muss in voller Unabhängigkeit vertreten, jedes Risiko 
eines Interessenkonflikts vermieden und das Berufsge-
heimnis eingehalten werden. Denn wer sich an eine Anwäl-
tin wendet, soll gewiss sein dürfen, dass diese in keiner 
Weise an einen Dritten gebunden ist, dessen Interessen 
den eigenen in irgendeiner Weise entgegenstehen könn-
ten.38

3. Vermittlungsprovisionsverbot
Anwältinnen sind zur sorgfältigen und gewissenhaften 
Ausübung ihres Berufes verpflichtet.39 Daraus leitet die 
herrschende Lehre ein Vergütungsverbot für die Vermitt-
lung von Mandaten ab. Der Schweizerische Anwaltsver-
band ist dieser Ansicht gefolgt und verbietet es Rechts-
anwältinnen, Dritten für die Vermittlung von Mandaten 
Vergütung zu leisten und für eigene Vermittlungstätigkeit 
eine Vergütung entgegenzunehmen.40 Was unter den Be-
griff der Vergütung fällt, beurteilt sich hierbei nach dem 
materiellen Begriff. Massgebend ist somit alleine, ob dem 
Vermittler durch die Vermittlung von Mandaten ein mate-
rieller Vorteil entsteht.41

Die OVDP stellen die Anwaltsvermittlungen an sich 
kostenlos zur Verfügung. Da diese Plattformen ohne An-
reizsysteme aber weder funktionieren würden noch wirt-
schaftlich betrieben werden könnten, sind von den Be-
treibern verschiedene Konzepte entwickelt worden, um 
dennoch eine Gebühr erheben zu können. Am weitesten 
verbreitet ist eine Nutzungsgebühr der Kommunikations-
tools der Website. So schreibt beispielsweise advonaut.ch, 
dass «pro Rückmeldung, welche ein angeschlossener 
Rechtsanwalt auf eine Anfrage über des Online-Informati-
onssystem gibt, eine Gebühr von CHF 42.– zuzüglich MwSt. 
(fällig wird).»42 Diese Bestimmung in den AGB liesse sich 
an sich ja noch so auslegen, dass unklar sei, wer diese Ge-
bühr  am Ende bezahle. Doch in Abs.  3 derselben Be-
stimmung wird festgehalten: «Für die Nutzung des online 
Matching-Service Advonaut wird dem angeschlossenen 
Rechtsanwalt von der Betreiberin die Gesamtsumme der 
gemäss Absatz 1 angefallenen Gebühren in Rechnung ge-
stellt. Die Rechnungsstellung erfolgt pro Jahresquartal.» 
Die Gebühr wird also von der Anwältin beglichen.

Die digitalCounsels AG geht noch einen Schritt wei-
ter  und verlangt eine «Servicegebühr für die Nutzung 
der Kommunikations-, Rechnungs-, Streitbeilegungs- und 
Zahlungsdienste der Webseite».43 Den Anwendern der 
Website ist es untersagt, «Angebote ein(zu)reichen oder 
Parteien, die über die Webseite identifiziert wurden, zu 
kontaktieren, um diese Partei ausserhalb der Webseite zu 
engagieren oder zu bezahlen».44 Ab dem Zeitpunkt, ab 
dem eine der Parteien über die Website identifiziert wird, 
müssen beiden Parteien für die Dauer von 24  Monaten 
«die Website als exklusives Instrument verwenden, um alle 

Zahlungen von Dienstleistungen, welche direkt oder indi-
rekt mit dieser Partei zusammenhängen, einzufordern, 
vorzunehmen und zu erhalten […]».45

Obschon SwissAnwalt und die digitalCounsels  AG 
sogar explizit statuieren, keine Vergütungen für die An-
waltsvermittlung zu verlangen46, stellen die «Servicege-
bühren» dennoch eine – eher schlecht kaschierte – direkte 
Folge der Vermittlung dar. Alles in allem scheint es so, als 
ob die OVDP durch die Nutzungstools das Vergütungsver-
bot für Anwältinnen zu umgehen versuchen. Dies zeigt 
sich auch im Umstand, dass ein von der Website unabhän-
giges Kontraktieren gemäss den AGB ausgeschlossen ist.

Die digitalCounsels AG sieht zudem eine 24-monatige 
«Nichtumgehungsfrist» vor, sobald sich ein Kunde und ein 
Berater über die Website identifiziert haben. Während 
zweier Jahre muss die Website als «exklusives Instrument 
verwendet werden, um alle Zahlungen von Dienstleistun-
gen, welche direkt oder indirekt mit dieser Partei zusam-
menhängen, einzufordern, vorzunehmen und zu erhal-
ten». Sollten Kunde und/oder Berater diese Verpflichtung 
nicht eingehen wollen, haben Sie eine Opt-out-Gebühr 
von mindestens CHF 2500.– zu bezahlen – was wiederum 
ebenfalls im Ergebnis eine eigentliche Vermittlungsprovi-
sion darstellt.

Durch die Vermittlung von Mandaten und anschlies-
sende Gebührenerhebung entsteht den Betreibern somit 
ein materieller Vorteil, der gemäss Standesregeln des 
Schweizerischen Anwaltsverbandes und herrschender 
Lehre untersagt ist.47

4. Unabhängigkeit der Anwältin
Die bereits erwähnten AGB-Klauseln zeigen, dass die Un-
abhängigkeit der Anwältin bei der Verwendung der Ser-
vicetools der Online-Vermittlungsplattformen beeinträch-
tigt sein könnte. Eine rechtliche Einordnung ist daher 
angezeigt.
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48 Pra 90/2001 Nr. 141 S. 835, E. 4c S. 842; JEAN-PIERRE GROSS,  
La libre circulation des avocats – Portée de certaines dispositions 
de la LLCA [art. 7, 8 et 12], Anwaltsrevue 3/2002 S. 7/8.

49 FELLMANN (FN 29), N 1154.
50 Vgl. § 5.3 AGB der digitalCounsels AG.
51 Vgl. § 5.3 AGB der digitalCounsels AG.
52 Vgl. § 4 Abs. 3 der AGB der digitalCounsels AG.
53 Vgl. Art. 395 OR.
54 FELLMANN (FN 41), Art. 12 N 32.
55 FELLMALL (FN 41), Art. 12 N 167.
56 Art. 12 lit. a BGFA.
57 Art. 404 Abs. 1 OR.
58 FELLMANN (FN 29), § 4 N 1425.
59 FELLMANN (FN 41), Art. 12 N 32; Art. 3 SAV.
60 Vgl. § 5.4 AGB der digitalCounsels AG.
61 BGer 4c.373/2006 Urteil vom 29. 1. 2007, E. 4.3.
62 vgl. § 1.2 AGB der digitalCounsels AG.

A) Sinn und Zweck der anwaltlichen Unabhängigkeit
Die Unabhängigkeit der Anwältin ist die Voraussetzung für 
das Vertrauen in die Anwältin und die Justiz. Durch sie 
wird die Freiheit und Sachlichkeit der Anwältin bei der In-
teressenwahrung gegenüber dem Klienten und der Justiz 
gewährleistet. Wer sich an eine Anwältin wendet, soll die 
Gewissheit haben, dass diese in keiner Weise an einen 
Dritten gebunden ist, dessen Interessen den eigenen in ir-
gendeiner Weise entgegenstehen könnten.48

B) Kostenvorschuss und Mandatsführung
Mit Blick auf die vorhergehenden Ausführungen ist noch 
einmal festzuhalten, dass die von einem Klienten ausge-
hende Offerte zum Abschluss eines Auftragsvertrages als 
angenommen gilt, wenn die Anwältin das Mandat nicht 
ausdrücklich ablehnt.49

Die digitalCounsels AG sieht vor, dass eine Anwältin, 
nachdem ein Anwaltsvertrag zustande gekommen ist, erst 
auf das Mandat zugreifen kann, nachdem der Klient den 
Kostenvorschuss vollständig an die digitalCounsels  AG 
geleistet hat.50 Bei fortlaufenden Aufwendungen hat der 
Mandant sodann zehn Tage nach Freischaltung der Rech-
nung Zeit, den Betrag zu begleichen. Erfolgt die Tilgung 
nicht innert Frist, behält sich digitalCounsels das Recht 
vor, das Konto oder den Zugriff zu sperren.51 Sodann ist es 
dem Mandanten und der Anwältin untersagt, ausserhalb 
der digitalCounsels-Website Dienstleistungen zu erbrin-
gen, Rechnungen zu stellen oder Zahlungen zu erhalten.52

Die Anwältin ist im Zeitpunkt der nicht (vollständigen) 
Bezahlung des Kostenvorschusses an die digitalCoun-
sels  AG bereits mandatiert53 und demzufolge sowohl 
 berufs- wie auch auftragsrechtlich zur Wahrung der In-
teressen des Klienten verpflichtet. Trotzdem wird ihr der 
Zugang zu den Unterlagen bei Zahlungsrückstand ver-
weigert bzw. gesperrt. Die Hoheit der fallrelevanten Do-
kumente verschiebt sich daher von der Anwältin zu den 
Vermittlungs- und Dienstleistungsplattformen. Dies ist 
nicht nur in Anbetracht des Anwaltsgeheimnisses prob-
lematisch (hierzu nachfolgend in Ziff.  5), sondern birgt 
auch die Gefahr, dass der Anwältin die Klientenkorrespon-
denz, Sachverhaltsschilderungen und die vereinbarte Fall-
strategie nicht jederzeit zur Verfügung stehen. Durch die 
Verwendung der Homepage wird in der Folge eine ele-
mentare Berufspflicht (die Unabhängigkeit der Anwältin) 
verletzt.

Die mandatierte Anwältin ist infolgedessen von der 
Online-Plattform abhängig, kann ein Mandat nicht mehr 
sachgerecht führen und darf i. d. R. das Mandat trotzdem 
nicht niederlegen, da ein Honorarausstand nicht ohne 
Weiteres die sofortige Niederlegung des Mandats recht-
fertigt.54

Das datenschutzrechtliche Auskunftsrecht von Perso-
nendaten und die Schadensersatzfolgen i. S. v. Art.  404 
Abs. 2 OR werden an dieser Stelle nicht weiter behandelt.

a. Verhältnis zur URP
Gemäss Lehre und Rechtsprechung ist das Einverlangen 
eines Kostenvorschusses klar untersagt, wenn der «Klient 

mittellos ist und deshalb einen Anspruch auf unentgeltli-
che Prozessführung und Rechtsvertretung hat».55

Durch die automatisierte Kostenvorschusspflicht der 
OVDP lässt die Anwältin einen Kosteneinschuss einverlan-
gen, ohne vorgängig die finanzielle Situation des Klienten 
abzuklären. Ist der Klient mittellos und hätte eigentlich 
Anspruch auf URP, liegt somit ein Verstoss gegen die sorg-
fältige Mandatsführung vor.56

C) Vorzeitige Beendigung des Vertrages
Wie bereits ausgeführt, untersteht das Rechtsverhältnis 
zwischen Klient und Anwältin dem Auftragsrecht. Grund-
sätzlich kann ein Auftragsverhältnis von beiden Parteien 
jederzeit durch eine einseitige Erklärung mit Wirkung für 
die Zukunft aufgehoben werden,57 und zwar vom Auftrag-
geber mit Widerruf und vom Beauftragen durch Kündi-
gung.58

Die Pflicht zur sorgfältigen und gewissenhaften Aus-
übung des Anwaltsberufes gebietet es den Anwältinnen 
jedoch, bei Kündigung des Auftragsverhältnisses auf die 
Interessen des Mandanten Rücksicht zu nehmen. Ohne 
triftige Gründe darf insbesondere ein Prozessmandat zur 
Unzeit nicht niedergelegt werden.59

Die digitalCounsels AG sieht eine abweichende Rege-
lung vor: «Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann 
der  Kunde wie auch der Berater frühzeitig kündigen.»60 
Diese Regelung verstösst infolgedessen sowohl gegen 
Bundesrecht als auch gegen die klare bundesgerichtliche 
Rechtsprechung, die besagt, dass das jederzeitige 
 Widerrufsrecht des Klienten nach Art.  404 OR weder 
 wegbedungen noch eingeschränkt werden darf.61 Sodann 
verstösst eine Anwältin gegen die berufs- und auftrags-
rechtlichen Vorgaben, sollte sie das Mandat zur Unzeit nie-
derlegen.

D) Öffentlichkeit des Profils
Die Nutzungsprofile, Feedbacks, Kommentare, Bewertun-
gen und Rückmeldungen anderer Nutzer werden vorlie-
gend den anderen Nutzern (sogenannten Marktteilneh-
mern) angezeigt.62

http://www.admin.ch/ch/d/sr/220/a395.html
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63 HANS NATER/GAUDENZ ZINDEL, in: WALTER FELLMANN/
GAUDENZ ZINDEL, Kommentar zum Anwaltsgesetz, 2. Aufl., 
Zürich 2011, Art. 13 N 107 f.

64 Art. 12 lit. a BGFA i. V. m. Art. 1 SAV.
65 Art. 12 lit. b BGFA; Art.1, 3 und 12 BGFA.
66 Vgl. § 5 Abs. 5 der AGB von SwissAnwalt.
67 Vgl. § 8.3 AGB der digitalCounsels AG.
68 Art. 13 BV.
69 Ebenso Art. 15 SAV.
70 NATER/ZINDEL (FN 63), Art. 13 N 90.
71 NATER/ZINDEL (FN 63), Art. 13 N 134 f.
72 NATER/ZINDEL (FN 63), Art. 13 N 77.
73 Art. 13 Abs. 2 BGFA.
74 Vgl. § 5 Abs. 5 der AGB von SwissAnwalt; § 8.1 und 8.3 AGB der 

digitalCounsels AG.
75 KASPAR SCHILLER, Schweizerisches Anwaltsrecht, Grundlagen 

und Kernbereich, Zürich/Basel/Genf 2009, N 599.
76 Vgl. Art. 12 lit. a BGFA.
77 SCHILLER (FN 75) N 613.

Die Tatsache, dass ein Mandat zwischen der Anwältin 
und ihrem Mandanten besteht, untersteht dem Berufs-
geheimnis. Der Klient kann jedoch (konkludent) darauf 
verzichten.63 In diesem Sinne ist auch die vorliegende 
AGB-Klausel problematisch, da Nutzer nicht damit rech-
nen müssen, dass ihre Profile (inkl. Feedbacks) öffentlich 
zugänglich sind. In diesem Rahmen kann auf diese Proble-
matik nicht weiter eingegangen werden.

E) Zwischenfazit
Die durch die OVDP vorgenommenen Kostenvorschüsse 
und Rechnungstellungen verletzen die der Anwältin oblie-
gende Sorgfaltspflicht, sofern sie nicht vorgängig die Mit-
tellosigkeit des Klienten prüft.64

Sodann wird durch die Vorgabe der Kommunikations-
kanäle, die Leistungserfassung, die verbotene eigene 
Rechnungstellung, Sperrung des Kontos bei nicht fristge-
rechter Bezahlung der offenen Leistungen die Unabhän-
gigkeit der Anwältin in der Mandatsführung verletzt.65

5. Anwaltsgeheimnis
Mit der Schilderung des Sachverhalts offenbart ein Klient 
vertrauliche Informationen gegenüber seiner Anwältin, im 
Vertrauen darauf, dass diese Dritte nicht in das Geheimnis 
einweiht. Während SwissAnwalt in den AGB darauf hin-
weist, dass die Einhaltung des Anwaltsgeheimnisses nicht 
gewährleistet werden könne,66 lässt sich die digitalCoun-
sels AG mittels AGB vom Anwaltsgeheimnis entbinden.67

A) Sinn und Zweck
Das Berufsgeheimnis der Anwältin fusst einerseits im 
 verfassungsrechtlichen Schutz der Privatsphäre,68 ande-
rerseits statuieren Art.  13 BGFA und Art.  321 StGB aus-
drücklich, dass Rechtsanwältinnen zeitlich unbegrenzt 
und gegenüber jedermann dem Berufsgeheimnis über 
alles, was ihnen infolge ihres Berufs von ihrer Klientschaft 
anvertraut worden ist, unterstehen.69

Das anwaltliche Berufsgeheimnis ist ein absolutes.70 
Da das Berufsgeheimnis Bestandteil der vertraglichen Be-
ziehung zwischen Klient und Anwältin ist, kann der Klient 
die Anwältin jedoch vertraglich entbinden. Die Entbin-
dung muss jeweils einseitig mit Bezug auf bestimmte In-
formationen, gegenüber bestimmten Personen und bezo-
gen auf einen bestimmten Zeitpunkt erfolgen. Es steht 
dem Klienten frei, die Entbindung jederzeit zu widerru-
fen.71

Die Anwältin hat dafür zu sorgen, dass das Anwalts-
büro organisatorisch ein in sich geschlossenes System ist, 
aus dem vertrauliche Informationen nicht nach aussen 
dringen können.72 Die Anwältin hat auch dafür zu sorgen, 
dass das Berufsgeheimnis durch ihre «Hilfspersonen» ge-
wahrt bleibt.73

B) Entbindung mittels AGB
Vorliegend erfolgt die Entbindung vom Anwaltsgeheimnis 
entweder pauschal mittels AGB oder durch Verweis dar-
auf, dass das Anwaltsgeheimnis nicht garantiert werden 
könne.74 Dies ist äusserst problematisch, da Laien nicht 

abschliessend beurteilen können, welche Informationen 
für die Wahrung ihrer Interessen wesentlich sind. Umso 
wichtiger ist es, dass Klienten ihrer Anwältin eine um-
fassende Auskunft erteilen können. Dies kann jedoch nur 
geschehen, wenn sie auf die uneingeschränkte Ver-
schwiegenheit der Anwältin vertrauen können. KASPAR 
SCHILLER vertritt daher die Ansicht, dass eine zuvor ab-
gegebene generelle Einwilligung in die Offenlegung aller 
Informationen für alle zukünftigen Situationen unwirksam 
ist. Eine rechtskräftige Entbindung vom Anwaltsgeheim-
nis muss inhaltlich, zeitlich und persönlich begrenzt sein.75 
Dem ist beizupflichten.

Die Entbindung vom Anwaltsgeheimnis mittels AGB 
lässt Interpretationsspielraum offen und birgt die Un-
sicherheit, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang 
Vertrauliches  offengelegt werden darf. Die anwaltliche 
Sorgfaltspflicht76 gebietet deshalb, dass die Anwältin 
nach Übernahme des ihr von der OVDP vermittelten Man-
dates Klarheit schafft und ihren Klienten auf die Entbin-
dung vom Anwaltsgeheimnis mittels AGB und auf deren 
Konsequenzen hinweist. Erst nachdem der Klient die 
Tragweite, somit die Vor- und Nachteile der Offenlegung, 
beurteilen kann und die Nutzung der Tools genehmigt, ist 
die Anwältin ermächtigt, die Informationen sanktionslos 
offenzulegen.77

Hier zeigt sich nun wiederum die Problematik der von 
digitalCounsels  AG vorgesehenen 24-monatigen «Nicht-
umgehungsfrist», sobald sich ein Kunde und ein Berater 
über die Website identifiziert haben. Es kann keine rechts-
gültige Verpflichtung bestehen, sich im Fall, dass der 
Kunde sich nach Aufklärung durch die Anwältin entschei-
det, die Entbindung vom Berufsgeheimnis gegenüber di-
gitalCounsels AG rückgängig zu machen, entweder durch 
Opt-out-Gebühr von der Verpflichtung zu befreien oder 
sonst das Mandat zu dieser Anwältin zu beenden. Allein 
aufgrund dieser absoluten Natur des anwaltlichen Berufs-
geheimnisses dürfte eine Nichtumgehungsfrist unhaltbar 
sein und sich der Anwältin und ihrer Klientschaft ein Weg 
aus der von der OVDP gewünschten Nichtumgehungsfol-
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78 SCHILLER (FN 75), N. 613.
79 Vgl. Art. 38 VVG.
80 Vgl. Art. 39 VVG.
81 Vgl. Art. 61 VVG.
82 Vgl. Art. 76 VVG.
83 Vgl. Art. 41 VVG.
84 CHRISTOPH ARNET, Umgang mit Rechtsanwältinnen und Rechts-

anwälten aus der Sicht des Rechtschutzversicherers, in: WALTER 
FELLMANN (Hrsg.), Rechtsschutzversicherungen und Anwalt,  
Luzern 2017, S. 7; Kassensturz-Tests 2015, K-Tipp 10/2016.

85 Art. 39 VVG.
86 ARNET (FN 84), S. 14 f.
87 Art. 39 VVG.
88 ARNET (FN 84), S. 16.
89 BGE 132 III 726, E. 2.6.

ge des Zustandekommens des Mandats bieten. Der Voll-
ständigkeit halber wird darauf hingewiesen, dass die Ent-
bindung vom Anwaltsgeheimnis nur eine Ermächtigung 
des Anwalts zur sanktionslosen Offenlegung darstellt, hin-
gegen keine Verpflichtung.78 Die Anwältin kann nie zur ak-
tiven Preisgabe von Informationen verpflichtet werden – 
auch nicht durch die OVDP.

C) Zwischenfazit
Aufgrund der vorhergehenden Ausführungen ist klar er-
sichtlich, dass die OVDP Interessen verfolgt, die nicht mit 
den Interessen des Klienten zu vereinbaren sind.

Erst wenn der Klient erkennt, auf was er verzichtet, ist 
von einer rechtsgültigen Entbindung vom Anwaltsge-
heimnis auszugehen. Eine Blankoermächtigung zur Offen-
legung von Vertraulichem ist deshalb unzulässig, da die 
Entbindung stets auf Personen, Inhalt und Zeit begrenzt 
werden muss. Es ist deshalb Aufgabe der Anwältin, den 
Klienten über die Entbindung vom Anwaltsgeheimnis auf-
zuklären.

Kommt eine Anwältin ihren Aufklärungspflichten nicht 
nach, liegen eine Verletzung der sorgfältigen Berufsaus-
übung und gegebenenfalls die Verletzung des Anwaltsge-
heimnisses vor.

6. Anwältinnen und Rechtsschutzversicherungen
Die vorstehenden Problemstellungen können ebenfalls 
im  Verhältnis zu Rechtsschutzversicherungen bestehen. 
Nach folgend wird summarisch erläutert, inwiefern diesen 
Konflikten zwischen Anwältinnen und Rechtsschutzversi-
cherungen begegnet werden.

A) Eigenheiten der Rechtsschutzversicherung
Hat der Versicherte gegenüber der Rechtsschutzversiche-
rung Rechtsanspruch auf Bezug einer unabhängigen 
Rechtsanwältin, bestehen mehrere Rechtsverhältnisse ne-
beneinander:
 – Zwischen dem Versicherten (anspruchsberechtigte Per-
son) und der Rechtsschutzversicherung aus Versiche-
rungsvertrag

 – Zwischen dem Versicherten und der Anwältin aus An-
waltsvertrag

 – Zwischen Anwältin und Rechtsschutzversicherung

Die gegenseitigen Rechte und Pflichten können kollidie-
ren, weshalb der Bund von seiner Gesetzgebungsbefugnis 
gebraucht gemacht hat und die Rechtsschutzversicherun-
gen  – im Gegensatz zu den Vermittlungs- und Dienst-
leistungsplattformen – der (Versicherungs-)Aufsicht und 
strengen Kapitalisierungsvorgaben unterstellt. Dem Ver-
sicherungsnehmer obliegen im Verhältnis zur Rechts-
schutz versicherung deshalb gesetzliche Anzeige-,79 
 Auskunfts-,80 Schadenminderungs-81 und Mitwirkungs-
pflichten bei der Ermittlung des Schadens.82 Erteilt der 
Versicherte die verlangten Informationen nicht, werden 
die Leistungen der Versicherungen nicht fällig oder gege-
benenfalls gekürzt.83 Ferner werden die Leistungen der 
Rechtsschutzversicherungen regelmässig von Konsumen-

tenschutzorganisationen überprüft und müssen daher öf-
fentlichen Prüfungen standhalten.84

B) Vermittlungsprovisionsverbot
Für die Vermittlung von Anwältinnen verlangen die 
Rechtsschutzversicherungen keine Provisionen.

C) Unabhängigkeit der Anwältin
Die Rechtsschutzversicherung verspricht dem Versicher-
ten, für die allfällig später anfallenden Rechtskosten auf-
zukommen, sofern diese von der Versicherungsdeckung 
umfasst sind.

Behandelt die Rechtsschutzversicherung den Fall in-
tern, verfügt sie i. d. R. über alle Informationen, die sie für 
die Beurteilung der Leistungspflicht benötigt.85 Das Aus-
kunftsrecht ist jedoch nicht schrankenlos. Die Informa-
tionsbeschaffung der Rechtsschutzversicherung unter-
liegt den Schranken des Datenschutzgesetzes (DSG).

Besteht ein Rechtsanspruch auf Beizug einer Rechts-
anwältin, erfolgt die Mandatierung der Anwältin i. d. R. 
durch den Versicherten selbst.86 Die unabhängige Rechts-
anwältin ist deshalb auch in dieser Konstellation an das 
Berufsgeheimnis gemäss Art. 13 BGFA und Art. 321 StGB 
gebunden. Die Verfahrens- und Informationshoheit steht 
somit dem Versicherten zu.

In der Praxis kommt es hingegen oft vor, dass die An-
wältin und die Rechtsschutzversicherung direkt miteinan-
der kommunizieren. Grundlage dieser direkten Kommuni-
kation bildet die versicherungsvertragliche Obliegenheit 
zur Auskunft.87 Zur Kommunikation mit der Rechtsschutz-
versicherung braucht die Anwältin jedoch stets die Einwil-
ligung des aufgeklärten Klienten. Da die Anwältin aus-
schliesslich den Interessen ihres Klienten verpflichtet ist, 
liegt es an ihr, den Klienten auf die Folgen der Verletzung 
von versicherungsvertraglichen Obliegenheiten aufmerk-
sam zu machen.88

Der Versicherte – und nicht die Anwältin – hat sodann 
den durchsetzbaren Anspruch auf (Feststellung der) Kos-
tengutsprache.89 Beim versicherungsrechtlichen Anspruch 
handelt es sich deshalb um eine interne Schuld übernahme 
i. S. v. Art. 175 Abs. 1 OR und nicht um eine privative Schuld-
übernahme, da die Kostengutsprache der Rechtsschutz-

http://www.admin.ch/ch/d/sr/221_229_1/a38.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/221_229_1/a39.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/221_229_1/a61.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/221_229_1/a76.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/221_229_1/a41.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/221_229_1/a39.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/221_229_1/a39.html
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=132-III-726&lang=de&zoom=OUT&system=clir
http://www.admin.ch/ch/d/sr/935_61/a13.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/311_0/a321.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/220/a175.html


ANWALTSPRAXIS / PRATIQUE DU BARREAU

84 ANWALTS REVUE DE L’AVOCAT 2/2019

 90 ARNET (FN 84), S. 17 f.; dies ist in der Lehre jedoch umstritten, 
vgl. WALTER FELLMANN, Kostengutsprache und Rahmenverein-
barung – juristische Qualifikation und berufsrechtliche 
Schranken, in: WALTER FELLMANN (Hrsg.). Rechtsschutzversi-
cherungen und Anwalt, Luzern 2017, S. 71).

 91 FELLMANN (FN 90), S. 70.
 92 Art. 20 Abs. 3 VVG.
 93 Art. 14 Abs. 1–3 VVG.
 94 Art. 71 Abs. 1 VVG.
 95 Art. 45 Abs. 1 VVG.
 96 Art. 40 VVG.
 97 Art. 46 VVG.
 98 Vgl. Fortuna, AVB für die Rechtsschutzversicherung für 

Privatpersonen, Ausgabe 2016, C2, Art. 1: «Fortuna ist allein 
berechtigt, Mandate an Rechtsvertreter zu erteilen.»

 Ein Vorschlags-, aber kein Wahlrecht besteht bei:
 –  CAP (Ausgabe 06.2016), Art 11 AVB

 Freie Anwaltswahl besteht bei:
 –  Protekta: Ist der Beizug eines Anwaltes erforderlich oder 

besteht eine Interessenkollision, dürfen Sie einen Anwalt mit 
Sitz im Gebiet des für die Beurteilung des Rechtsstreits 
zuständigen Gerichtes frei wählen und vorschlagen. Vor 
Beauftragung des Anwaltes müssen Sie unsere Zustimmung 
und unsere Kostengutsprache einhole (AVB Ausgabe 04.2017 
(Überarbeitete Auflage 03.2018), Ziff. L3

 –  AXA ARA Rechtsschutzversicherung (Ausgabe 03/2017): 
gemäss Ziff. A11, 4

 –  Assista (Stand 2018), Ziff. 14
 –  Orion (Ausgabe 10/2017), Ziff. E5 Abs. 4
 –  Coop (Ausgabe 2016), Art. 13
 –  Dextra (AVB P 2017), Art. 7 lit. c
 99 So die h. L., vgl. FELLMANN (FN 90), S. 66 f.
100 Art. 39 Abs. 1 VVG.

versicherung auch Gerichts-, Verfahrens-, und gegnerische 
Parteikosten beinhaltet, hinsichtlich deren die mandatierte 
Anwältin gar nicht Gläubiger sein kann.90 Schuldner des 
Anwaltshonorars ist daher grundsätzlich der Versicherte 
und nicht die Rechtsschutzversicherung.91

D) Vorzeitige Beendigung des Vertrages
Es bestehen gesetzliche Faktoren, die eine Leistungsbe-
grenzung zulassen. Im Wesentlichen sind das: Deckungsun-
terbruch wegen Prämienverzug,92 die absichtliche oder 
grobfahrlässige Herbeiführung eines Versicherungsfalles,93 
Doppelversicherungen,94 Verletzung der vertraglichen Ne-
benpflichten,95 Versicherungsbetrug96 und die Verjährung.97 
Die Anwältin ist aufgrund der anwaltlichen Sorgfaltspflicht 
verpflichtet, den Klienten auf allfällige Deckungseinschrän-
kungen der Rechtsschutzversicherungen aufmerksam zu 
machen.

Im Gegensatz zu den OVDP stützten sich die Leis-
tungsbegrenzungen somit auf gesetzliche Grundlagen.

E) Anwaltsgeheimnis
Es kommt oft vor, dass der Versicherte vor der Fallmel-
dung bei der Rechtsschutzversicherung bereits eine An-
wältin aufsucht und diese den Klienten im Rahmen der an-
waltlichen Sorgfaltspflicht darauf aufmerksam macht, 
dass gegebenenfalls eine Rechtsschutzdeckung besteht. 
Die anwalt liche Sorgfaltspflicht gebietet in diesem Fall, 
dass die  Anwältin anhand der AVB im Vorfeld die 
Versicherungs deckung abklärt und den Klienten auf die 
Schadenminderungspflicht und die weitergehenden versi-
cherungsvertraglichen Obliegenheiten aufklärt. Anschlie-
ssend kann der Versicherte den Fall selbst melden oder 
auf die Versicherungsdeckung verzichten. Dem Versicher-
ten steht es daher frei, die Rechtsschutzversicherung über 
den Fall zu informieren und eine Kostendeckung zu bean-
tragen oder die Anwalts- und gegebenenfalls Prozesskos-
ten selbst zu tragen.

Aktuell sieht nur die Fortuna Rechtsschutzversiche-
rung vor, dass sie die Anwältin für den Kunden manda-
tiert.98 In diesem Falle mandatiert die Rechtsschutzversi-
cherung die Anwältin als Stellvertreterin des Versicherten 
und nicht im eigenen Namen. Der Anwaltsvertrag kommt 
stets zwischen dem Versicherten und der Anwältin zu-
stande.99

Die Rechtsschutzversicherungen lassen sich für den 
konkreten Versicherungsfall vom Anwaltsgeheimnis ent-
binden, damit sie anschliessend die Versicherungsde-
ckung und das Risiko eines Prozesses abschätzen können. 
Das Bundesgesetz über den Versicherungsvertrag räumt 
der Versicherung hierzu das Recht ein, Auskünfte, die zur 
Abklärung und Erfüllung der Leistungspflicht notwendig 
sind, zu verlangen.100 Der Versicherte ist aufgrund der 
 versicherungsvertraglichen Obliegenheiten zur Auskunft 
verpflichtet. Es steht ihm jedoch frei, die Auskünfte zu 
 verweigern und auf die Versicherungsleistungen zu ver-
zichten, sofern er eine Offenlegung nicht wünscht. Es ob-
liegt sodann der Anwältin, den Klienten über die Vor- und 
Nachteile aufzuklären.

7. Fazit
Die Vermittlungs- und Dienstleistungsplattformen bemü-
hen sich, in ihren AGB darzulegen, dass sie keine Gebüh-
ren für die Anwaltsvermittlung erheben. Wie dargestellt, 
finden sich aber diverse Formen der Vermittlungsprovisio-
nen, die sich oft nur sehr schlecht kaschieren lassen. So 
verpflichten sich die Anwender i. d. R. die Tools der Web-
site exklusive zu nutzen und dafür eine Nutzungsgebühr 
zu entrichten, oder sie leisten eine Abgabe pro Auskunft, 
die sie erteilen, oder sie bezahlen für die Befreiung von 
der  24-monatigen Nichtumgehungsfrist eine Opt-out- 
Gebühr. Allen diesen Erscheinungsformen ist gleich, dass 
letztlich ein Entgelt dafür bezahlt wird, dass
(a) Anwältinnen Auskünfte gegen Vergütung erteilen 

dürfen,
(b) Anwältinnen Mandate zugeteilt erhalten, wenn sie die 

Nutzungsgebühr der Plattform entrichten, oder
(c) Anwältinnen mit den ihnen vermittelten Klienten frei 

verkehren dürfen, wenn sie die Opt-out-Gebühr be-
zahlen.

Zu problematisieren ist, dass die Vermittlungs- und 
Dienstleistungsplattformen Zugriff auf vertrauliche Doku-
mente erhalten, obschon sie weder dem Anwaltsgeheim-
nis, noch dem BGFA, noch den Standesregeln SAV unter-
stehen und auch keiner Aufsicht unterliegen.

Während der AGB-Blankoermächtigung zur Offenle-
gung von Vertraulichem damit begegnet werden kann, 
dass die Anwältin ihren Klienten über die Vor- und Nach-

http://www.admin.ch/ch/d/sr/221_229_1/a20.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/221_229_1/a71.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/221_229_1/a45.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/221_229_1/a40.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/221_229_1/a46.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/221_229_1/a39.html
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teile aufklärt und damit Klarheit betreffend die Entbin-
dung vom Anwaltsgeheimnis geschaffen wird, müssen 
AGB, die anschliessend an die Aufklärung über die Trag-
weite dieser Entbindung das Recht, die Plattform frei ver-
lassen zu dürfen, aufgrund der absoluten Natur des Be-
rufsgeheimnisses ungültig sein.

Es sind sodann keine Massnahmen ersichtlich, um der 
Abhängigkeit und der Interessenkollision gegenüber der 
OVDP entgegenzuwirken. Als gewinnorientiertes Dienst-
leistungsunternehmen (Vermittlung von Mandaten und 
Zurverfügungstellen von Infrastruktur) nehmen die Ver-
mittlungs- und Dienstleistungsplattformen klare Eigenin-

teressen wahr, die mit den Interessen des Klienten und der 
Anwältin nicht zu vereinbar sind.

Eine Anwältin, die die OVDP benutzt, verletzt daher 
nach der hier vertretenen Auffassung i. d. R. die drei we-
sentlichen Berufspflichten (Unabhängigkeit, Vermeidung 
von Interessenkonflikten und Einhaltung des Anwaltsge-
heimnisses).

Es wird sich deshalb nicht vermeiden lassen, dass sich die 
kantonalen Aufsichtskommissionen über Anwältinnen und 
Anwälte mit dieser neusten Entwicklung befassen und die 
Frage der Konformität mit den Berufsregeln prüfen.
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